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Der 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 29. April 2024 beschlossen: 

 

Die Revision der Staatsanwaltschaft gegen das Urteil des Landge-

richts Saarbrücken vom 15. Juli 2022 wird als unzulässig verworfen, 

soweit sie den Angeklagten betrifft. 

Die Kosten des Rechtsmittels und die dem Angeklagten hierdurch 

entstandenen notwendigen Auslagen fallen der Staatskasse zur 

Last. 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten und dessen Ehefrau, die frühere 

Mitangeklagte E.                               , wegen mehrerer Betrugstaten jeweils zu 

Gesamtfreiheitsstrafen verurteilt. Auf die Revision der Staatsanwaltschaft hat der 

Senat die Entscheidung, soweit sie die Mitangeklagte betrifft, mit Urteil vom 

24. Januar 2024 teilweise aufgehoben und die Sache insoweit zurückverwiesen. 

Hingegen hat das zuungunsten des Angeklagten eingelegte Rechtsmittel der 

Staatsanwaltschaft keinen Erfolg. 

 

1. Das Verfahren war nicht nach § 206a StPO einzustellen. Zwar ist der 

Mitangeklagten eine E-Mail einer unbekannten Person zugegangen, in der mit-

geteilt wird, dass der Angeklagte im September 2023 in London verstorben sei. 

Doch haben sich im Rahmen der vom Senat veranlassten freibeweislichen Er-

mittlungen keine Anhaltspunkte für ein Ableben des Angeklagten ergeben. Die 

zuständigen britischen Behörden haben auf Anfrage mitgeteilt, dass entspre-

chende Nachforschungen keinen Hinweis auf einen solchen Todesfall ergeben 

haben. 

 

2. Das Rechtsmittel ist unzulässig (§ 349 Abs. 1 StPO), weil die Revisions-

begründung nicht innerhalb der Monatsfrist des § 345 Abs. 1 StPO beim Land-
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gericht eingegangen ist. Das Urteil ist der Staatsanwaltschaft am 13. Okto-

ber 2022 zugestellt worden. Die Revisionsbegründungsfrist endete daher nach 

§ 345 Abs. 1 Satz 1, 3 i.V.m. § 43 StPO mit Ablauf des 14. November 2022 (Mon-

tag). Die Revisionsbegründung ist indes erst am 12. Dezember 2022 und damit 

verspätet beim Landgericht eingegangen. 

 

Daran ändert auch der Umstand nichts, dass die schriftlichen Urteils-

gründe der Staatsanwaltschaft später ein weiteres Mal zugestellt worden sind. 

Hintergrund dafür war Folgendes: Nach Urteilsverkündung hatten sowohl der An-

geklagte als auch die Staatsanwaltschaft (bezüglich beider Angeklagten) Revi-

sion eingelegt. Da die Rechtsmitteleinlegung der Staatsanwaltschaft zwar auf der 

Poststelle des Landgerichts eingegangen, nicht aber zu den Akten gelangt war, 

hatte die Strafkammer Urteilsgründe gefertigt, die in Bezug auf die Angeklagte 

nach § 267 Abs. 4 StPO abgekürzt waren, und diese der Staatsanwaltschaft am 

13. Oktober 2022 zugestellt. Nach Hinweis der Staatsanwaltschaft auf ihr 

Rechtsmittel hatte die Strafkammervorsitzende der Beschwerdeführerin ange-

kündigt, die Urteilsgründe zu „ergänzen“. Am 24. November 2022 ist der Staats-

anwaltschaft eine nicht abgekürzte Urteilsfassung zugestellt worden. Diese ent-

hält zusätzliche Erwägungen zur Beweiswürdigung zu den von der Mitangeklag-

ten allein begangenen Taten und zu der sie betreffenden Strafzumessung. 

 

Die entsprechend § 267 Abs. 4 Satz 4 StPO ausnahmsweise zulässige 

Ergänzung der Urteilsgründe (vgl. BGH, Beschlüsse vom 12. Juni 2008 

– 5 StR 114/08, NStZ 2008, 646; vom 4. Oktober 2017 – 3 StR 397/17; MüKo-

StPO/Wenske, 2. Aufl., § 267 Rn. 476) betraf indes nur die Mitangeklagte. Die 

Zustellung der ergänzten Fassung löste damit allein den (erneuten) Beginn der 

sie betreffenden Revisionsbegründungsfrist aus; für die zum Nachteil des Ange-

klagten eingelegte Revision der Staatsanwaltschaft blieb die Zustellung ohne Re-

levanz. Eine andere Sichtweise wäre mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz 

des Vertrauensschutzes aus Art. 20 Abs. 3 GG (vgl. BverfG, NVwZ 2022, 59, 60 
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Rn. 61 mwN) nicht in Einklang zu bringen. Denn mit Ablauf der für das Rechts-

mittel der Staatsanwaltschaft geltenden Revisionsbegründungsfrist (§ 345 Abs. 1 

StPO) am 14. Oktober 2022 durfte der Angeklagte darauf vertrauen, dass das 

Urteil zu seinem Nachteil nicht mehr geändert werden würde. 

 

Zu keinem anderen Ergebnis führt der Einwand der Staatsanwaltschaft, 

ihr sei bei einer solchen Bewertung nicht möglich zu prüfen, ob die Strafen gegen 

die Angeklagten zueinander in einem stimmigen Verhältnis stünden. Zutreffend 

weist der Generalbundesanwalt bereits darauf hin, dass Ausgangspunkt für die 

Bemessung der Strafen der persönliche Tatbeitrag eines jeden Beteiligten und 

dessen individuelle Schuld sei (§ 46 Abs. 1 Satz 1 StGB). Zwar sollen die Strafen 

von im selben Verfahren verurteilten Angeklagten zueinander in einem gerechten 

Verhältnis stehen (vgl. BGH, Beschluss vom 28. Juni 2011 – 1 StR 282/11, 

BGHSt 56, 262; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, 

6. Aufl., Rn. 872, 1407). Doch ließ sich dies bereits anhand der in der abgekürz-

ten Urteilsfassung dargestellten Einzeltaten und Strafen ohne weiteres überprü-

fen. 

 

Sander  Wenske Fritsche 

 von Schmettau            Arnoldi 

Vorinstanz: 

Landgericht Saarbrücken, 15.07.2022 - 5 KLs 14/22 05 Js 421/21 
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